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1 	 T 254/89 

Sachverhalt und Antrage 

Auf die am 27. Februar 1982 unter Beanspruchung einer DE-
Priorität vom 5. !4ärz 1981 eingereichte Patentanmeldung 
82 101 529.4 wurde das europãische Patent 0 059 908 
erteilt. Der diesbezügliche Hinweis erfolgte am 
4. Dezeinber 1985 mt Patentblatt 1985, 49. 

Der einzige Patentanspruch lautete, wie folgt: 

"Thermoplastische Fornunassen auf der Grundlage von 
schlagfest modifizierten Styrolpolymerisaten und 
Polyphenylenethern, dadurch gekennzeichnet, daB der 
Weichkontponentengehalt mindestens 20 Gew. -%, bezogen auf 

das schlagfest inodifizierte Styrolpolymerisat beträgt, und 
die mittlere TeilchengróBe der Weichkoinponente im Bereich 
von 0,6 - 4 pm liegt, 99 - 80 Gew.-% der Teilchen einen 
Teilchendurchmesser von 0,3 - 0,9 pin und 1 - 20 Gew.-% der 

Teilchen einen Durchmesser von 3 bis 7 pm haben, der für 
die Schlagfestmodifizierung eingesetzte Kautschuk eine 

Glastemperatur unter -. 20° C besitzt und die Grenz-

viskositãt des Polyphenylenethers 0,55 bis 0,75 dug 
beträgt." 

Gegen die Erteilung des Patents hat die Beschwerdeführerin 

Hüls Aktiengesellschaft am 26. Juli 1986 unter Bezugnahnte 

auf Artikel 100 a) und b) EPU Einspruch eingelegt. Zur 

Begründung hat sie u. a. auf eine Reihe von Druckschriften 

verwiesen, von denen urn Beschwerdeverfahren nur noch 
folgende eine Rolle spielen (Nunierierung wie in der 

- - 	Zwischenentscheidung): 	-- - 	 - - 

(2) 	DE-C-2 119 301 (entspricht im wesentlichen der 
vorveröffentljchten DE-B) 
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2 	 T 254/89 

sowie die nach Ablauf der Einspruchsfrist genannten 

(6) 	DE-B-2 258 896 
(9) EP-A-0 048 400 (angemeldet am 10.09.1981 unter 

Beanspruchung einer DE-Priorität 
vom 20.09.1980). 

mi Einspruchsverfahren beschränkte die Patentirthaberin den 
Anspruch auf Mischungen zweier verschiedener modifizierter 
Styrolpolymerisate mit Polyphenylenethern wobei die beiden 
Weichkomponenten nicht mehr schlechthin durch Teilchen- 
durchmesserbereiche, sondern nunmehr durch Bereiche von 
mittleren Teilchendurchmessern gekennzeichnet wurden. 
Darin sah die Einsprechende eine unzulâssige Anderung. 

Mit einer am 10. Februar 1989 gemäB Artikel 106 (3) EPU 
ergangenen Zwischenentscheidung hat die Einspruchs-
abteilung festgestellt, daB der Aufrechterhaltung des 
Patentes un Umfang des geänderten Anspruchs 1 Einspruchs-
gründe nach Artikel 100 EPU nicht entgegenstünden. 

Zur Neuheit führt die Einspruchsabteilung aus, daB 
Fornimassen aus zwei modifizierten Stryrolpolymerisaten, 
deren Kautschukanteil zwischen 2 und 20 Gew.-% betrage und 
worin die Weichkomponenten verschiedene mittlere Teilchen-
durchinesser hãtten und in ganz bestimmten Mengen-
verhãltnissen zueinander vorlãgen, in keiner der Entgegen-
haltungen genannt seien. Bezuglich des nach Artikel 54 (3) 
EPU zu berUcksichtigenden Dokumentes (9) stelit sie fest, 
daB dieses ebenfalls nicht rieuheitsschädlich sei, da dort 
die Merkinale des Patentanspruchs der Streitanmeldung nicht 
in klarem Zusaininenhang initeinander of fenbart seien. 

Was die erfinderische Tàtigkeit betreffe, so seien die 
wichtigsten Merkmale des Streitpatentgegenstandes im 
nächstkoinmenden Stand der Technik (6) entweder uberhaupt 
nicht erwãhnt oder nicht als wesentlich of fenbart. Ihre 
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Kombination werde auch durch die weiteren im Verfahren 

befindlichen Druckschriften, soweit sie vorverôffentlicht 

seien, nicht nahegelegt, so daB wohl von einer 

ex post facto-Analyse der Einsprechenden auszugehen sei. 

Auf den Einwand der unzulàssigen Anderung geht die 

angefochtene Entscheidung nicht em. 

Gegen diese Entscheidung richtet sich die am 8. April 1989 

mit Begründung und unter gleichzeitiger Bezahiung der 

vorgeschriebenen Gebühr eingereichte Beschwerde. Die 

Beschwerdeführerin macht geltend, durch (9) sei der 

Anspruchsgegenstand neuheitsschãdl ich vorweggenonunen, da 

dort alle Merkmale des Anspruchs un Zusanunenhang mit-

einander of fenbart seien. Ferner wendet sie sich gegen die 

Ausführungen der Einspruchsabteilung zur erfinderischen 

• Tàtigkeit und rügt, daB die Entscheidung die Frage der 

unzulàssigen Anderung nicht abhandle. 

In einem Annex zur Ladung âuBerte die Kammer Bedenken 

bezüglich der Neuheit des Gegenstandes von Anspruch 1, 

worauf die Beschwerdegegnerin einen geànderten Anspruch 

einreichte, den sie zum Gegenstand eines Hilfsantrags 

machte. Wâhrend der am 15. Mai 1991 stattgefundenen 

inündlichen Verhandlung lieB die Beschwerdegegnerin ihren 

bisherigen Hauptantrag fallen und reichte einen Anspruch 

ein, der, von einer Korrektur abgesehen, dem des am 

12. April 1991 eingegangenen Hilfsantrags entsprach. 

Dieser Anspruch lautet, wie folgt: 

"Thermoplastische Forinmassen auf der Grundlage von 

schlagfest inodifizierten Styrolpolyinerisaten, deren 

Weichkomponentengehalt mindestens 20 Gew.-% beträgt und 

der mittlere Teilchendurchmesser der Weichkoinponente im 

Bereich von 0,6 bis 4 pm liegt, der für die Schlagfest-

modifizierung eingesetzte Kautschuk eine Glastemperatur 

II 
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4 	 T 254/89 

unter - 20 •C besitzt und Polyphenylenethern, deren 

Grenzviskositãt 0,55 bis 0,75 dl/g beträgt, dadurch 

gekennzeichnet, daB die Formmassen Mischungen aus zwei 

modifizierten Styrolpolymerisaten enthalten, deren 

Kautschukanteil zwischen 2 und 20 Gew.-% betrágt, wobei 

die Weichkomponente eines Styrolpolymerisates einen 

iuittleren Teilchendurchjnesser von 0,3 bis 0,9 pm hat und 

die Teilchen 80 bis 99 Gew.-% der Teilchen der Weich-

komponenten der Mischung ausmachen und die Weichkomponente 

des anderen Styrolpolymerisates einen mittleren Teilchen-

durchmesser von 3 bis 7 pm hat und die Teilchen 1 bis 20 

Gew.-% der Teilchen der Weichkomponente ausmachen, wobei 

Formmassen auf der Grundlage von schlagfest modifizierten 

Styrolpolymerisaten und Polyphenylenethern, in denen die 

Weichkomponente eines Styrolpolymerisates einen mittleren 

Teilchendurchmesser von 0,3 bis 0,5 pm und die Teilchen 95 

bis 85 Gew.-% der Teilcheri der Mischung ausmachen und die 

Weichkomponente des anderen Styrolpolymerisates einen 

mittleren Teilchendurchmesser von 4 bis 7 pm und die 

Teilchen 15 bis 5 Gew. -% der Teilchen der Mischung 

ausmachen, ausgenommen sind." 

Die Beschwerdegegnerin machte geltend, der nunmehr 

beanspruchte Gegenstand sei neu und weise die 

erforderliche erfinderische Tátigkeit auf. So gebe (6) 

keinen Hinweis auf die Art und Menge der zu verwendenden 

Styrolpolymerisate. Die eingereichten Vergleichsversuche 

belegten einen erfindungsgemãBen Effekt bezüglich FlieS- 

fãhigkeit und DurchstoBarbeit. Vorteile könnten, im 

Gegensatz zur Auffassung der Beschwerdeführerin, 

nachgereicht werden. Im übrigen enthalte der Anspruchs-

gegenstand auch keine unzulässige Anderung. 

VII. Die Beschwerdeführerin hielt ihre Bedenken bezüglich 

unzulãssiger Anderung aufrecht und wies hierbei ins-

besondere darauf hin, daB sich aus einem Vergleich von 
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Seite 2, Zeilen 21 und 22 mit den Zeilen 28 und 29 der 

Erstunterlagen ergebe, daB der mittlere Teilchendurch-

messer genau in der Mitte des spàter angegebenen Teilchen-

bereiches liege, woraus zu schlieBen sei, daB es sich bei 

der Angabe des Bereiches des Teilchendurchmessers nicht, 

wie von der Beschwerdegegnerin und der Einspruchsabteilung 

angenommen, urn den mittleren Teilchendurchmesser handele. 

Die Neuheit des Gegenstandes des geltenden Anspruchs werde 

anerkannt, jedoch mangele es diesem Gegenstand nach wie 

vor an der erforderlichen erfinderischen Tätigkeit. Die 

Beschwerdeführerin begrundete dies damit, daB die 

vorgelegten Vergleichsversuche nicht repràsentativ für den 

in (6) genannten Stand der Technik seien. Sie machte 

geltend, daB Beispiel 6 aufgrund der Nengen an Butadien im 

Emulsionspfropfkautschuknâherliege und es zweifelhaft 

sei, daB der gezeigte Effekt auftreten würde, wenn man als 

hochschlagfestes gummimodifiziertes Polystyrol das auf 

Spalte 3, Zeilen 40 bis 47, genannte Handelsprodukt mit 

der Bezeichnung HT-88 einsetzte. 

VIII. Die Beschwerdegegnerin bestreitet diese Einwãnde, wobei 

sie sich im wesentlichen auf die bereits im schriftlichen 

Verfahren vorgetragenen Argumente stützt. 

Sie beantragt, die angefochtene Entscheidung aufzuheben 

und das Streitpatent in der nunmehr vorliegenden Fassung 

aufrechtzuerhalten. 

Die Beschwerdeführerin beantragt, die angefochtene 

Entscheidung aufzuheben und das Patent zu widerrufen. 

Entscheidungsgründe 

1. 	Die Beschwerde 1st zulãssig. 
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2. 	Der geltende Anspruch unterscheidet sich von dem der 

Erstunterlagen und dem erteilten zunächst einmal dadurch, 

daB der Gegenstand des Anspruchs 2 von Dokument (9) 

ausgenommen wurde. Ein solcher "Disclaimer" gegenüber dem 

Stand der Technik ist regelmãBig zulässig. 

Des weiteren wurden der Gehalt an Weichkomponente, die 

zugehórigen mittleren Teilchendurchmesser, die Glas-

temperatur des Kautschuks und das Merkmal einer Mischung 

aus zwei modifizierten Styrolpolymerisaten in bestimrnten 

Mengen sowie mit bestimrnten Teilchendurchmessern in den 

Anspruch aufgenomrnen. Diese Anderungen sind durch Seite 2, 

Absatz 2 sowie Zéilen 26 bis 29, durch die Beispiele, 

durch Seite 3, Zeile 25 und durch Seite 6, Zeile 35 der 

Erstunterlagen sowie durch den Anspruch des Streitpatents 

gedeckt. Der Kautschuknteil der modifizierten Styrol- 

polymerisate ergibt sich aus Seite 7, Zeile 10 der 

Erstunterlagen und Spalte 4, Zeile 52 der Streitpatent-

schrift. 

Die Kammer halt, neben den vorgenannten Anderungen, auch 

die Einfügung von "mittleren" vor "Teilchendurchmesser" 

im Zusammenhang mit den beiden modifizierten Styrol-

polymerisaten für zulãssig (Artikel 123 (2) EPU), da der 

Fachinann beim Lesen der Erstunterlagen aus dem Gesamt-

zusammenhang (vgl. Seite 2, Zeilen 20 bis 23, Seite 7, 

Absatz 3 und Seite 8, Absatz 2) sowie der Patentschrift 

(vgl. Spalte 5, Absãtze 1 und 3, sowie Ubergang von 

Spalte 1 nach 2) ohne weiteres erkennen kann, daB es sich 

urn mittlere Teilchendurchmesser handein muB. Die sich auf 

Spalte 1, Zeile 62 bis Spalte 2, Zeile 3 der Patentschrift 

sowie auf Seite 2, Zeile 15 bis Zeile 23 der Erstunter-

lagen stützenden Einwãnde der Beschwerdeführerin kónnen 

nicht überzeugen. Zwar steilt die für den 90 bzw. 10 

Gewichtsteile betragenden Anteil angegebene TeilchengróBe 
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von 0,6 bzw. 5 pm jeweils den exakten Nitteiwert der 

beanspruchten Bereiche von 0,3 bis 0,9 bzw. 3 bis 7 pm 

dar; diese Angabe ist jedoch nicht isoliert, sondern im 

Zusainmenhang mit dem direkt Davorstehenden zu lesen und 

verdeutlicht lediglich, daB ein mittlerer Teilchendurch-

messer von 0,6 bis 4 pm der Weichkomponente des Gemisches 

beider Styrolpolymerisate durch Vermischen entsprechender 

Mengen an modifiziertem Polystyrol jeweils bestimmter 

mittlerer TeilchengroBe eingestellt werden kann. 

Da der Fachmann den Ausdruck "Teilchendurchmesser" im 

erteilten Anspruch des Streitpatents im Hinblick auf die 

Beschreibung (Artikel 69 (1) EPU) im Sinne von "mittlerer 
Teilchendurchmesser" verstehen muB (vgl. Vorstehendes), 

stelit diese Anderung auch keine unzulãssige Erweiterung 

des Schutbereiches gemãB Artikel  123 (3) EPU dar. Die 

weitere, durch Festlegung des Kautschukanteils auf 

"zwischen 2 und 20 Gew.-%" gegenüber dem Anspruch des 

Streitpatents vorgenommene Anderung hat eine Einschrânkung 

und nicht eine Erweiterung des Schutzbereiches zur Folge. 

Somit erfüllt der geltende Anspruch die Voraussetzungen 

des Artikels 123 (2) und(3) EPU. 

3. 	Nach Auffassung der Kammer ist (6) nächstkommender Stand 

der Teôhnik, was im übrigen auch von den Parteien und der 

.Vorinstanz so gesehen wurde. 

Als Aufgabe des Streitpatents kann es angesehen werden, 

thermoplastische Formmassen auf der Grundlage von 

Polyphenylenethern und schlagfest modifiziertem Styrol 

hinsichtlich Verarbeitbarkeit, insbesondere FlieB-

fãhigkeit, sowie DurchstoBarbeit zu verbessern. 

Zwar hat die Beschwerdeführerin eingewandt, die 

Verbesserung der FlieBfàhigkeit und die DurchstoBarbeit 
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seien nicht zu berücksichtigen, da in den ursprunglichen 

Anmeldungsunterlagen nicht erwähnt; doch kann die Kanuner 

dem nicht folgen, da nach ständiger Praxis Vorteilsangaben 

gegenüber dent Stand der Technik zumindest dann nach-

gebracht werden können, wenn sie nicht auf einem völlig 

anderen als deni ursprünglich angegebenen Aufgabengebiet 

liegen. 

Dieser Ausnahmefall 1st hier nicht gegeben, weil 

FlieBfàhigkeit und DurchstoBarbeit ganz of fensichtlich mit 

den mechanischen Eigenschaften und der Verarbeitungs-

teniperatur (Streitpatent Sp. 1, Z. 25 -29) zusanimen-

hãngen. 

Zur Lösung obiger Aufgabe schlàgt der geltende Anspruch mm 

wesentlichen vor, 

zweierlei modifizierte Styrolpolymerisate zu 

verwenden, deren Kautschukanteil zwischen 2und 20 

Gew.-% beträgt, wobei 

die eine Weichkomponente einen mittleren Teilchendurch-

messer von 3 bis 7 pm und die andere einen soichen Von 

0,3 bis 0,9 pm aufweist und ferner 

gewisse Mengenverhältnisse der Weichkomponenten gewahrt 

sind. 

Aufgrund der am 13. Oktober 1987 eingegangenen Vergleichs-

versuche ist die Kammer davon überzeugt, daB diese Aufgabe 

mit Hilfe der vorgenannten Mittel gelóst wird. 

Die Beschwerdeführerin macht zwar geltend, die vorgelegten 

Vergleichsversuche seien nicht repràsentativ für die in 

(6) enthaltene Lehre. mm einzelnen führt sie hierzu aus, 

diese Druckschrift habe die Verbesserung einer schlag- 
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festen Zusammensetzung aus einem Polyphenylenether und 

einem hochschlagfesten Polystyrol zum Gegenstand. Als 

hochschlagfestes Polystyrol werde z. B. in Spalte 3, 

Zeilen 40 ff., ein Produkt der Firma Monsanto mit der 

Typenbezeichnung HT-88 genannt, das 8 Gew.-% elastomere 

Geiphase enthalte, deren mittlere TeilchengröBe im Bereich 

von 2 bis 10 und im Durchschnitt von 4 bis 6 pm liege. Nur 

etwa 14 % lägen unter, aber etwa 85 % der Gesanitmenge 

über 0,5 pm. Vergleichbar ware deshaib Beispiel 6 von (6) 

gewesen, worin das gununiniodifizierte hochschlagfeste 

Polystyrol die vorgenannten, für die Handelsprodukte von 

Monsanto angegebenen Teilchengr6l3en aufweise und das 

Interpolyinere ein Verhältnis von Diengununi zu Styrol von 

50:50 anstelle von 60:40 aufweise. Diese Argumentation 

überzeugt die Kammer jedoch nicht. Sieht man einmal davon 

ab, daB in Beispiel 6 nicht HT-88, sondern HT-91 von 

Monsanto verwendet wirdind es unklar 1st, ob die 

TeilchengröBen der beiden Handelsprodukte gleich sind, so 

hätte die Beschwerdeführerin eigene Versuche vorlegen 

inüssen, uin die Glaubwürdigkeit der vorliegenden 

Vergleichsversuche zu erschüttern. 

4. 	Der Gegenstand des geltenden Anspruchs wird in (6) nicht 

beschrieben, da das dort genannte Interpolymere einen 

Gumniigehalt von wenigstens 30 Gew.-%, d. h. mehr als die 

un Anspruch angegebene Obergrenze von 20 Gew.-% aufweist. 

Da ferner die un Anspruch 2 von (9) genannte bimodale 

Styrolkoinponente ausgenomnunen wurde, besteht Neuheit auch 

gegenüber diesem Dokunient. Die Lehre von (2) liegt noch 

welter ab. Da mm ubrigen die Neuheit des Gegenstandes des 

geltenden Anspruchs von der Beschwerdeführerin zuletzt 

nicht mehr bestritten wurde, kann von einer detaillierten 

Begründung hiérzu abgesehen werden. 
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5. 	Es 1st nun zu entscheiden, ob die beanspruchte Lôsung der 
unter 3. definierten Aufgabe durch den im Verfahren 

befindlichen Stand der Technik nahegelegt wurde. 

	

5.1 	In (6) geht es darum, die Schlagfestigkeit von Polyphenyl- 

enether/Polystyrolzusanunensetzungen zu erhóhen, ohne daB 

das Oberflãchenaussehen und die Verarbeitbarkeit 

beeintràchtigt werden. Dieses Ziel wird dadurch erreicht, 

daB Diengumini-Interpolymere mit z. B. Styrol zugegeben 

werden, die im Vergleich zu den damals üblichen 
gummimodifizierten Styrolen einen hohen Gummigehalt 

aufwiesen (wenigstens 30 Gew.-%) und einen TeilchengrOBen-

Verteilungsbereich, der "an dem kleinen Ende (0,5 pm oder 

darunter) schwer wog" (vgl. Spalte 4, Zeilen 32 bis 52). 

• Dieser Druckschrift is, aber keinerlei Hinweis auf die 

Möglichkeit einer Beeinflussung der FlieBfãhigkeit oder 

der DurchstoBarbeit zu entnehmen. Sie erwâhnt lediglich in 

Spalte 4, Zeilen 6 bis 13, daB der Gummigehaltderartiger 

Zusammensetzungen in der Regel einen nachteiligen EinfluS 
auf z. B. Verarbeitbarkeit und Oxydationsbestandigkeit 

hat, der jedoch bei Zugabe der dort exnpfohlenen speziellen 

Interpolynieren nicht zum Tragen komme (vgl. Spalte 4, 

Zeilen 45 und 46). 

Es kann dahingestellt bleiben, ob, wie von der Beschwerde-

führerin vorgetragen, (6) eine Zusammensetzung lehrt, die 

aus 

Polyphenylenether, 

einem schlagfest modifizierten Polystyrol (z. B. HT-88) 

und 

C) einem Interpolymeren aus einem Diengummi und Styrol 

besteht, in dessen elastomerer Phase 90 bis 100 % der 

Teilchen eine GrôBe von 0,05 bis 0,5 pm besitzen (vgl. 

Anspruch 2), 

h 
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da darin jedenfalls keine Anregung dafür enthalten ist, 

die FlieBfàhigkeit und die DurchstoBarbeit dadurch zu 

verbessern, daB man 

den Kautschukgehalt des Interpolymeren (C) von 

30 oder mehr auf 2 bis 20 Gew.-% reduziert und 

zwingend zweierlei modifizierte Styrolpolymerisate mit 

mittleren Teilchendurchmessern der Weichkomponente von 

0,3 his 0,9 bzw. 3 his 7 1in in Mengen von 80 bis 99 

bzw. 1 his 20 Gew.-% einsetzt. 

5.2 	Auch (2) hat zum Ziel, die Schlagfestigkeit von 

Polyphenylenethern zu verbessern. Dieses Ziel wird dort 

dadurch erreicht, daB man ein kautschukmodifiziertes 

Polystyrol zusetzt, worin der mittlere Teilchendurchmesser 

der elastomeren Phase maximal etwa 2 i1fl betrâgt. Der 

Gehalt an elastoinerer Phase bzw. Weichkomponente kann his 

zu 30 Gew.-% betragen (vgl. Spalte 2, Zeilen l. his 36 und 

Spalte 6, Zeilen 24 bis 31). Der EinfluB der Teilchengr6l3e 

auf die Eigenschaften ergibt sich z. B. aus Spalte 2, 

Zeilen 18 his 21 sowie dem Vergleich in Beispiel 1. Hier-

aus 1st ersichtlich, daB eine Erhöhung von etwa 2 auf etwa 

6 Am zu einer Erniedrigung der Schlagzähigkeit bei gleich- 

zeitiger Erhöhung der Formbestãndigkeit in der Wärme 

führt; das heiSt, (2) 1st zu entnehmen, daB die Form-

beständigkeit in der Wärme auf Kosten der Schlagzähigkeit 

verbessert wird. Diese Druckschrift enthält jedoch keine 

Anregung, eine Zusanunensetzung aus einem Polyphenylenether 

und einem Gemisch von kautschukmodifizierten Polystyrolen 

mit unterschiedlichen TeilchengroBen herzustellen. Da 

Beispiel 1 u. a. auf die Wàrmeformbestândigkeit, nicht 

jedoch auf die FlieBfãhigkeit eingeht, stelit sich 

allenfalls die Frage, ob dieses Beispiel es nahelegen 

konnte, die beiden darin beschriebenen Zusanunensetzungen, 

nàmlich die die Erlàuterung der dortigen Erfindung 
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betreffende mit der für Vergleichszwecke hergesteilten in 

entsprechenden Verhãltnissen zu iuischen, urn ein Produkt 

mit den gewünschten Eigenschaften zu erhalten. Die Kammer 

ist der Auffassung, daB eine derartige Anregung nur in 

Kenntnis des Streitpatents in Erwägung gezogen werden 

könnte, was jedoch eine nicht zulässige ex post facto-

Analyse voraussetzte. 

	

5.3 	Die Kammer ist ferner davon überzeugt, daB eine 

Konthination der Lehren von (6) und (2) nicht nahelag, da 

(6) die Verbesserung einer Zusamrnensetzung aus Polyphenyl-

enether und kautschukrnodifiziertem Polystyrol durch Zusatz 

eines Interpolymeren lehrt (wobei das Interpolymer 

unwidersprochen strukturell völlig verschieden vom 

kautschukrnodifizierten Polystyrol ist) was sich schon 

daraus ergibt, daB sienicht nach gleichen Verfahren 

herstelibar sind; (2) dagegen beschäftigt sich 

ausschlieBlich mit der Dispersitát von kautschuk-

rnodifizierteiu Polystyrol. Derart verschiedene Gegenstände 

schileBen nach Meinung der Kamrner die Kombinierbarkeit von 

vornherein aus, auch wenn nicht verkannt wird, daB sich 

sowohi (2) wie auch (6) mit Zusammensetzungen auf der 

Basis von Polyphenylenethern befassen. 

	

5.4 	Auf Dokument (9) ist in diesem Zusamrnenhang nicht 

einzugehen, da es einen Stand der Technik im Sinne des 

Artikels 54 (3) EPU darsteilt und somit bei der 

Beurteilung der erfinderischen Tãtigkeit nicht in Betracht 

zu ziehen ist (Artikel 56 EPU). 

	

5.5 	Aufgrund vorstehender Uberlegungen kommt die Kammer zu dem 

Ergebnis, daB der Gegenstand des geltenden Anspruchs auf 

erfinderischer Tãtigkeit beruht. 

	

6. 	In ihrer Zwischenentscheidung vom 10. Februar 1989 hat die 

Einspruchsabteilung festgestellt, daB der Aufrechter- 
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haltung des europäischen Patentes in geändertem Umfang 

keine Einspruchsgründe nach Artikel 100 EPU entgegen-

stehen. Sie hat jedoch nicht begründet, warum der auf 

Artikel 100 c) EPU basierende Vorwurf der Einsprechenden, 

der Gegenstand des geanderten europäischen Patentes gehe 

über den Inhalt der Anmeldung in der ursprunglich 

eingereichten Fassung hinaus, nicht zutreffe. 

Damit enthãlt die Entscheidung zu einem vorgebrachten 

Einspruchsgrund keine Begründung. Dies widerspricht der 

Vorschrift von Regel 68 (2) EPU, wonach die Entscheidungen 

des Europäischen Patentaints zu begründen sind. 

Begrundungsmangel stelit einen wesentlichen Verfahrens-

mangel dar (vgl. die unverôffentlichten Entscheidungen 

J 27/86, T 493/88). 

GeinâB Regel 67 Satz 1 EPU ist die Beschwerdegebuhr 

zurückzuzahlen, wenn der Beschwerde stattgegeben wird und 

die Rückzahlung wegen eines wesentlichen Verfahrensmangels 

der Billigkeit entspricht. 

Diese Kriterien sind hier erfüllt. Zwar wird das Patent 

beschränkt aufrechterhalten, aber der Beschwerde wird 

insoweit stattgegeben, als die Beschwerdekammer den der 

Entscheidung der Einspruchsabteilung zugrunde liegenden 

Anspruch nicht als bestandsfàhig ansieht. 

Unter diesen Umständen erscheint die Rückzahlung der 

BeschwerdegebUhr billig und ist foiglich anzuordnen. 
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4) 

Entscheidungsformel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die Entscheidung der Vorinstanz wird aufgehoben. 

Die Sache wird an die Vorinstanz mit der Weisung 

zurückverwiesen, das Patent auf der Grundlage des 

geltenden berichtigten Patentanspruchs und einer noch 

anzupassenden Beschreibung aufrechterhalten. 

Die Rückzahlung der Beschwerdegebuhr wird angeordnet. 

Der Geschãftsstellenbeaiute: 	Der Vorsitzende: 

E. 	er 	 Antony 
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